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Begründung 
zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr . 10 (an der katholischen 
Kirche) - Vöhrum 

Der Bebauungsplan Nr. 10- Vöhrum ist arn 23.9.1966 rechtsver­
bindlich geworden. 

Als Art und Maß der baulichen Nutzung wurde allgemeines Wohnge­
biet in ein- und zweigeschossiger Bauweise festgesetzt. Die 
Grundstücke der im südöstlichen Planbereich vorhandenen land­
wirtschaftlichen Betriebe wurden bauleitplanerisch nicht er­
faßt , d . h. , es wurden keine entsprechenden Festsetzungen ge­
troffen. +) 

Die großzügige Ausweisung von privaten Freiflächen (nicht über­
baubare Grundstücksflächen) nördlich der geplanten Anlieger­
straße läßt nur eine geringe bauliche Ausnutzung der Grundstücke 
zu. Diese Einschränkung hinsichtlich der Bebaubarkeit ~st nach 
heutigen Erkenntnissen als überholt anzusehen und entspricht 
nicht mehr den derzeitigen Anforderungen an ein Baugrundstück. 
Diese Fesfsetzungen wirken sich mindernd auf ·die Zahl möglicher Baugrundstücke 
aus. Dagegen ist gerade in d~m Ortsteil Volrrlirri_ eine große Nachfrage nach Gnmd­
stücken ·für freis.tehende Einfamilienhäuser festzustellen . 

Der Eigentümer der vorgenannten Grunds tücke hat im Hinblick auf 
eine effektivere Ausnutzung und individuellee Bebaubarkeit der 
Grundstücksflächen eine entsprechende Änderung des Bebauungs ­
planes beantragt. 

Im Gegensatz zu den getroffenen Festsetzungen (10 frei stehende 
Häuser) sieht der für die Änderung entwi ckelte Bebauungsent­
wurf eine konzentriertere Bebauung (16 frei stehende Häuser) 
auf zweckmäßig nach Lage, Form und Größe gestalteten Grund­
stücken vor. Die zentrale Lage des Baugebietes und der ver­
hältnismäßig geringe Erschließungsaufwand, die Kosten und den 
Arbe itsaufwand betreffend, wie auch der vorerwähnte Bedarf an 
bebaubaren Grundstücken rechtfertigen die für eine baldmögliche 
Bebauung dieses Geb ietes erforderliche Planänderung . 

In Verbindung mit dem Änderungsverfahren werden verschiedene 
geringfügige Änderungen in die neue Planung übernommen , die 
nicht in ursächlichem Zusammenhang mit der Erweiterung der 
überbaubaren ~lächen zu sehen sind , deren Erfordernis sich 
aber bei . der ÜbeFarbeitung des Planes ergeben hat . Weiterhin 
wird aus Gründen der Rechtsklarheit eine Ergänzung des Plan­
inhaltes erforderlich , d. h ., für die bauleitplanerisch nicht 
erfaßten Grundstücke innerhalb des Getungsbereiches werden 
Art und Maß der baulichen Nutzung sowie die überbaubaren Grund­
stücksflächen festgesetzt . 

+) Insoweit sind die Planaussagen mit Mängeln 
behafte t und erschweren Entscheidungen über 
die Zulässigkeit von Vorhaben, wofür der 
Bebauungsplan ja die Grund l age bilden soll . 
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Die Anliegerstraße wird im Bereich der Einmündung in die 
Straße Am Festplatz um ca. 1,50 m in nordwestlicher Richtung 
verschoben, d. h . , die im Bebauungsplan für den Straßenaus -
bau (Schmiege) vorgesehene Teilfläche aus dem Flurstück 68/11 
wird nicht in Anspruch genommen. Das Grundstück bleibt in der 
jetzigen Form erhalten. Der Ausbauquerschnitt der geplanten 
Straße wird auf 7,65 m (0,65 m Schrarnmbord, 5,50 m Fahrbahn, 
1,50 m Gehweg) festgesetzt. Die Anzahl der angeschlossenen 
Wohnungseinheiten und die damit verbundene Belastung der 
Straße lassen eine Verringerung des Querschnitts zu . Die 
Wendefläche des Wendeplatzes wird entsprechend der RAST- E 
verkle i nert. Der vorgesehene Durchmesser (18 m) entspricht 
den Richtlinien und ermöglicht zusätzlich die An.1age von 
öffentlichen Parkplätzen( 4 Stück) für diesen. Bereich. Auf die 
vom Wendehammer in nördlicher Richtung abgehende Fußwegver­
bindung wird verzichtet, da ein Erfordernis hierfür nicht 
vorliegt. Der Verzicht ermöglicht eine individuellere Nutzung 
der angrenzenden Grundstücke. Durch den vorgesehenen Versatz 
innerhalb der Reihenhauszeilen soll eine städtebaul ich günstigere 
Lösung erzielt werden . Die Erschließung der Reihenhäuser er­
folgt übete~~n~r3,00 m breite öffentl iche Verkehrsfläche . Auf 
dem Flurstück 69/8 ist zwischenzeitlich eine Tankstelle ein­
gerichtet worden. Die Zweckbestimmung dieses Grundstücks ist 
durch entsprechenden Einschrieb kenntlich gemacht . 

Für die landwirtschaftlichen Betriebsgrundstücke im südöstlichen 
Planbereich werden Art und Maß der baulichen Nutzung sowie die 
Bauweise festgesetzt. Entsprechend dem Entwurf zum Flächen­
nutzungsplan der Stadt Peine wurde für diesen Bereich als Art 
der baulichen Nutzung Dorfgebiet vorgesehen . 

Die in der Genehmigungsverfügung der damal igen Aufsichtsbe­
hörde (RP Hildesheim) vom 4.9.1963 geforderten Sichtdreiecke 
sind in der neuen Planung berücksichtigt. 

Die Straße Am Festplatz verschwenkt im Bereich der Einmündung 
der geplanten Anliegerstraße in westlicher Richtung. Die durch 
diese Umlegung frei gewordenen Flächen werden den beiden an­
grenzenden Baugrundstücken zugeschlagen. 

Die abweichende Bauweise wurde festgesetzt, da die überbau­
baren Flächen der beiden im westlichen Bereich vorgesehenen 
Reihenhauszeilen die Gebäudelänge von 50 m (Bestandteil der 
gesetzlichen Grundlage für die offene Bauweise) überschreiten. 

Die Grundzüge der ursprünglichen Planung werden durch die Plan­
änderung ni cht nachteilig berührt . Zusätzliche Ausbaukosten ent ­
stehen nicht. 
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Die Flächen zur Anlegung der Erschließungsstraße und der Zu­
wegungen zu den Reihenhäusern sind in das Eigentum der Stadt 
Peine zu übernehmen . Bodenordnende Maßnahmen sind nicht vor­
gesehen. 

Die vorgezogene Bürgerbeteiligung, die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange sowie den Beratungen im Ortsrat und in den 
entsprechenden Ratsausschüssen haben verschiedene Änderungen bzw. 
Ergänzungen des Planinhaltes gegenüber der ursprünglichen Pla­
nung der 1. Änderung ergeben. 

Im Hinblick darauf, daß heute noch nicht feststeht, daß anstelle 
der geplanten Reihenhäuser (Hausgruppen) mö glicherwei se Wohntln ­
gen in Geschoßbauweise (Mehrwohnungshäuser) in dem dafür in 
Frage kommenden Teilbereich gebaut werden, müßt e mit einer Zunah­
me von Wohnungseinheiten gC'rechnct werden. Oje größere Zahl von 
Wohnungen er fordert jedoch mehr l.a ragen b zw . S te 11 p 1 ätze . l n foJ­
gedessen sollen die für Gemeinschaftsgaragen vorgesehenen Flächen 
auf den Grundstücken mit einer lfausgruppen-Bauweise erweitert wer ­
den. Sie sollen festgeset zt werden von Gehweg zu Gehweg, der je­
weil s die Hausgruppen von den Verkehrsflächen her ersc hließt . 

Um beim Bau von möglichen Mehrwohnungshäusern flexibel in der An­
ordnung dieser Baukörper auf dem Grundstück zu se in, sol len die 
im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Baulinien ersetzt werden durch 
Baugrenzen. Dadurch bleibt der ß<Ju von Reihenhäusern auf den l.rll nd­
stüc ken nicht ausgeschlossen. 

Die Maße bei den textlichen Festsetzungen Nr . 7 und Nr. 8 sind 
jeweils um 0,5 m zu vergrößern. Durch diese Vergrößerung soll 
gewährleistet sein, daß auch entsprechend höhere Gebä ude unter 
Vermeidung von BaulasterkJärungen für angrenzende Grundstücke 
errichtet werden können. 

Um die bauliche und sonstige Entwicklung auf einer landwirtschaft ­
lichen Hofstelle im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sicherzu­
stellen, soll das für dieses Grundstück festzusetzende Dorfgebiet 
gegenüber der Entwurfsfassung um ca . 38 m in Richtung Südwest aus­
gedehnt werden . 

Die Ausdehnung dieses Dorfgehietes trägt sowohl dem Anliegen de s 
Eigentümers des Grundstücks wie auch der Landwirtschaftskammer 
Hannover, Landbauaußenstelle Braunschweig, und dem Amt für Agrar­
struktur, die beide im Beteiligungsverfahren auf die Erhaltung der 
landwirtschaftlichen Hofstell e und ihre Zukunftss icherung hinge­
wiesen haben, weitgehend Rechnung. 
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Peine, den 17 . März 1978// 

2~ : Jßl~ . 1 9~~ 
Der Bürgermeister i. V. Der Stadtdirektor 

nUUJJ~ A ~ 

Diese Begründung hat mit dem dazugehörigen Entwurf zur 1. Änderung 
des Bebauungsplanes .Nr . 10- Vöhrum gemäß § 2 a (6) BBauG vom 
7 .11.1978 bis 7 .. 12. 1978 ·· einschließlich öffentlich ausgelegen . 

Der Rat hat in der Sitzung am 8. 2. 1979 
schlossen . 

diese Begründung be-


